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Am 14. Juni stimmt die Schweiz über die 10-Millionen Initiative der Schweizer Volkspartei (SVP) 

ab. Die SVP will damit die Bevölkerungszahl strikt begrenzen. Es soll verhindert werden, dass vor 

2050 die 10-Millionen Grenze erreicht werden könnte. Zurzeit leben 9,15 Millionen Menschen in 

der Schweiz. Prognosen des Bundesamtes für Statistik gehen davon aus, dass bereits im Jahr 

2030 die 9,5 Millionen Schwelle überschritten wird, und die 10-Millionen Schwelle im Jahr 2041. 

Seit der Einführung der Personenfreizügigkeit gemeinsam mit der EU im Jahr 2002, ist die 

Schweizer Bevölkerung um rund 1,7 Millionen Personen gewachsen, zurückzuführen vor allem 

auf die damit vereinfachte Zuwanderung. Diese will die SVP nun mit ihrer Initiative bremsen.  

 

Die Abstimmung zur  
10-Millionen Initiative am  
14. Juni – was verbirgt sich dahinter? 
 
Diese jüngste SVP-Initiative reiht sich ein in eine 

Sequenz von Abstimmungen zu ausländerpoliti-

schen Fragen seit dem ersten Volksbegehren 1970 

gegen die Überfremdung (Schwarzenbach-Initia-

tive). Die 10-Millionen Initiative dokumentiert das 

ambivalente Verhältnis der Schweiz zu dringend 

benötigten Arbeitskräften, humanitären Verpflich-

tungen im Geiste Henri Dunants und der Angst vor 

Überfremdung.  

Die SVP2 versucht bereits seit Jahrzehnten die Zu-

wanderung in die Schweiz zu beschränken und die 

seit 2002 bestehende Personenfreizügigkeit mit 

der EU ist ihr ein besonderer Dorn im Auge. Erst-

mals erlangte die Partei 2014 mit der Massenein-

wanderungsinitiative einen Erfolg und erhielt 

50,3% Ja-Stimmen. Die Masseneinwanderungsini-

tiative forderte, die Aufenthaltsbewilligungen von 

Ausländern durch jährliche Höchstzahlen und 

Kontingente zu begrenzen. Bereits heute steht in 

der Schweizer Verfassung, dass das Land die Zu-

wanderung „eigenständig“ steuert und diese 

durch „jährliche Höchstzahlen und Kontingente“ 

begrenzt.3 Hinsichtlich der Personenfreizügigkeit 

mit der EU kommt dieser Passus jedoch nicht zur 

Anwendung, Kontingente gelten nur für Einwan-

derer aus Drittstaaten.4  

Um 2014 einen offenen Konflikt mit der EU in der 

Folge der Masseneinwanderungsinitiative zu um-

gehen, entschlossen sich Bundesrat und Parla-

ment für eine zurückhaltende Umsetzung der Ini-

tiative, die lediglich die Pflicht zur Meldung offener 

Stellen bei der Arbeitsvermittlung vorsah. Unzu-

frieden mit der Ausgestaltung unternahm die SVP 

2020 dann den direkten Versuch, die Personen-

freizügigkeit zu kappen und brachte die Begren-

zungsinitiative zur Abstimmung. Letztere verlor 

die SVP deutlich gegen 61,7% der Stimmen. Ge-

scheitert bei dem sehr forschen Versuch, die Ein-

wanderung in die Schweiz zu begrenzen, versucht 

die SVP nun mit der 10-Millionen Initiative eine ab-

gestufte Variante, die zumindest zu Beginn der 

Kampagne eine Nachhaltigkeitsrhetorik aus der 

rechten Ecke pflegte: der Schutz der Ressourcen 

der Schweiz und der Schutz der Heimat benötige 

eine Wachstumsbremse bei der demographi-

schen Entwicklung. Ebenso will die Initiative die 
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Leistungsfähigkeit der Infrastrukturen, der Ge-

sundheitsversorgung und der schweizerischen So-

zialversicherungen schützen.  Mit dem Verweis auf 

Nachhaltigkeit versuchte man eine politische An-

schlussfähigkeit im linksgrünen Lager herzustel-

len, was allerdings nur bedingt fruchtete.  

Die am 14. Juni nun zur Abstimmung stehende Ini-

tiative fordert vom Bundesrat zunächst Einschrän-

kungen des Asylrechts und Familiennachzugs, 

sollte die Bevölkerung vor dem Jahr 2050 9,5 Milli-

onen Menschen übersteigen. Darüber hinaus 

bleibt die Initiative unklar und trifft hinsichtlich der 

völkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz in 

Bezug auf den Schutz von Flüchtlingen auf einige 

Hürden. Allerdings sieht die Initiative vor, dass 

„bevölkerungswachstumstreibende internatio-

nale Übereinkommen neu zu verhandeln seien“.5 

Sollte die 10-Millionen Grenze vor 2050 über-

schritten werden, dann fordert die Initiative, dass 

bei einem zweimaligen Überschreiten der Grenze 

innerhalb von zwei Jahren die Personenfreizügig-

keit mit der EU aufgekündigt werde.  

„Als Schweizerin und Schweizer fühlt 
man sich zunehmend fremd im eigenen 
Land.“6 

In der Schweiz haben 41% der Bevölkerung ab 15 

Jahren einen Migrationshintergrund (3 Millionen 

Menschen). Von diesen besitzt gut ein Drittel (37 

%) einen Schweizer Pass. Der Ausländeranteil 

ohne Schweizer Pass liegt bei rund 27% der Ge-

samtbevölkerung. Im Vergleich hierzu sind in 

Deutschland 16,7% der Gesamtbevölkerung Per-

sonen mit ausländischer Staatsangehörigkeit.7  

Nach Angaben des Schweizer Bundesamtes für 

Statistik stammt die Mehrzahl der Migranten aus 

EU-Staaten. Der größte Anteil (Daten aus 2024) 

entfällt auf Einwanderer aus Italien (342.400), 

Deutschland (329.900), Portugal (257.300), Frank-

reich (171.100) und Kosovo (116.400).8  

Über 50% der in der Schweiz lebenden Ausländer 

haben Niedergelassenen-Status inne. Lediglich 

235.000 Flüchtende und Schutzbedürftige leben in 

der Schweiz, davon 71.700 aus der Ukraine. Hinzu-

kommen 42.000 vorübergehend Aufgenommene.  

Dies sind 3% der Schweizer Gesamtbevölkerung. 

Im Vergleich hierzu:  in Deutschland leben aktuell 

(Daten von Ende 2025/Anfang 2026) rund 3,4 Mil-

lionen Flüchtende und Schutzbedürftige, die ei-

nem Anteil von 4% an der Gesamtbevölkerung 

ausmachen.9  

An diesen, die Situation in Deutschland und der 

Schweiz vergleichenden Zahlen verdeutlicht sich, 

dass die Ängste der Schweizer sich vor allem auf 

eine steigende Zuwanderung aus EU-Staaten be-

ziehen und sie darin die Ursachen für steigende 

Mieten, Dichtestress in Bezug auf Wohnungs-

knappheit, Stau auf den Straßen, überfüllte Züge 

und Ausländerkriminalität sehen.  

„Die Schweiz, unser Vaterland, unsere liebe Heimat, 

platzt aus allen Nähten“.10   

Ausgehend von Emotionen und persönlichen Er-

fahrungen verknüpft die SVP ihr bevorzugtes 

Thema Migration mit Problemen, für deren Lö-

sung Instrumente erforderlich sind, die jedoch in 

ganz anderen Politikbereichen zu finden sind. Da-

bei verkennt sie, dass das von der SVP angestrebte 

Migrationsmanagement mit den sozioökonomi-

schen Gegebenheiten der Schweiz unvereinbar 

ist. 

 

Migration – Wirtschaft – Arbeit und 
Soziales 

Die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeits-

kräften ist aktuell der größte Treiber der Zuwan-

derung. 

 „Man sieht das gut in den Zahlen: Wächst die Wirt-

schaft stärker, steigt auch die Zuwanderung.“11  

Ohne Zuwanderung würde die Anzahl von Perso-

nen im erwerbstätigen Alter in der Schweiz bereits 

seit einigen Jahren sinken. Der Schweizer Arbeits-

markt ist strukturell stark von der Zuwanderung 

abhängig. Die Pensionierungswelle der Babyboo-

mer-Generation führt in den kommenden Jahren 

zu einem wachsenden Ersatzbedarf, der sich mit 

einer Begrenzung der Zuwanderung schwieriger 

decken lässt. Untersuchungen des Schweizer 

Think Tanks ECOPLAN zeigen, dass ein Einwande-

rungsstopp sich in absoluten Zahlen am stärksten 

in der Industrie und im Gesundheits- und Sozial-

wesen niederschlagen würde. Letzteres ist beson-

ders bedeutsam, da gleichzeitig der Pflegebedarf 

durch die Alterung steigen wird.12 Gemäß dieser 

Studie wären Hilfsarbeitskräfte besonders stark 

von Zuwanderungsbegrenzungen betroffen, da 

sie häufig in Branchen mit hohem Ausländeranteil 

arbeiten (Gastgewerbe, Baugewerbe, Reinigung). 

Hochqualifizierte Berufe verlieren hingegen abso-

lut am meisten Beschäftigte, da sie zahlenmäßig 

die größte Gruppe bilden und die Schweiz in die-
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sem Bereich gezielt internationale Fachkräfte re-

krutiert. Mittelqualifizierte Berufe sind am wenigs-

ten von der Zuwanderung abhängig, weisen aber 

den größten demografischen Ersatzbedarf auf.  

Zwar bieten Automatisierung und Digitalisierung 

Potenziale zur Kompensation eines Arbeitskräfte-

mangels. Die empirische Analyse von ECOPLAN 

weist jedoch darauf hin, dass Automatisierung nur 

einen Teil der Lücke in bestimmten Branchen 

schließen kann. Dies sind jedoch nicht Branchen, 

die den größten demografischen Ersatzbedarf 

aufweisen und am stärksten von Zuwanderung 

abhängig sind. Die häufig vorgebrachte Annahme, 

dass technologischer Wandel Zuwanderung über-

flüssig machen könnte, lässt sich daher empirisch 

nicht stützen. Modellrechnungen zeigen, dass ge-

rade jene Branchen, die für die Grundversorgung 

der Bevölkerung unverzichtbar sind (Gesundheits- 

und Sozialwesen, Bauwirtschaft), überproportio-

nal von der Zuwanderung abhängen und gleich-

zeitig die geringsten Automatisierungspotenziale 

aufweisen. 13 

Die ECOPLAN Studie zeigt außerdem, dass eine 

Begrenzung der Bevölkerung auf 10 Millionen in 

der Gesamtbilanz mit erheblichen volkswirtschaft-

lichen und sozialpolitischen Kosten verbunden 

wäre. Zwar stehen einer Begrenzung entlastende 

Effekte gegenüber – insbesondere beim Woh-

nungsmarkt, bei Infrastruktur und Umwelt sowie 

bei einzelnen bedarfsabhängigen Sozialleistun-

gen. Diese Entlastungen werden jedoch in ihrer 

Größenordnung deutlich geringer bewertet als die 

identifizierten Kosten. 

Welche negativen Konsequenzen sind 
zu befürchten, sollte die Initiative an-
genommen werden? 

Aufgrund der wissenschaftlich prognostizierten 

negativen Effekte auf die Schweizer Wirtschaft 

sprechen die Gegner der Initiative gerne auch von 

einer Chaos-Initiative, oder auch einem Brexit-Mo-

ment der Schweiz, da zur Einhaltung der Bevölke-

rungshöchstgrenzen umgehend Gegenmaßnah-

men eingeleitet werden müssten.  

Neben den bereits skizzierten wirtschaftlichen 

Konsequenzen stellt die Initiative den bilateralen 

Weg und die Abkommen mit der EU grundsätzlich 

in Frage und es ist offen, wie die EU selbst darauf 

reagieren würde. Sollte die Personenfreizügigkeit 

fallen, dann wären konkret auf Grund der Guilloti-

neklausel in den Bilateralen Verträgen, die Abkom-

men über den Land- und Luftverkehr, das öffentli-

che Beschaffungswesen, den Abbau technischer 

Handelshemmnisse und den Handel mit Landwirt-

schaftsprodukten betroffen. Ebenso gefährdet 

wären das Schengen-Abkommen sowie das Dub-

lin-Abkommen zur Regelung des Asylsystems.  

Für die Schweiz, deren Wirtschaft bereits aufgrund 

der US-Handelspolitik massiv unter Druck geraten 

ist und die sich auch sicherheitspolitisch auf Seiten 

der EU sieht, führe eine Annahme der Initiative zu 

weiteren Unsicherheiten.  

Auch wenn die Initiative nicht direkt fordert, die 

Unterzeichnung der Bilateralen Abkommen III zu 

suspendieren, wäre es dennoch ein politisches 

Signal und eine Bürde für das Verhältnis EU-

Schweiz.  

Für Gegner der Initiative stellen sich daher auch 

grundsätzliche Fragen zur Verortung der Schweiz 

in Europa und in der internationalen Gemein-

schaft. Will und kann man sich überhaupt im Her-

zen Europas im 21. Jahrhundert mit einer solchen 

Initiative isolieren? 

Auswirkungen für die Stadt Genf, das 
internationale Genf und den franzö-
sischsprachigen Teil der Schweiz 

Spätestens seit dem Ende des Ersten Weltkriegs 

gilt Genf als globaler multilateraler Knotenpunkt. 

Mit der Wahl der Stadt zum Hauptsitz des Völker-

bundes und der Internationalen Arbeitsorganisa-

tion (ILO) etablierte sich Genf als Drehscheibe für 

Diplomatie, Dialog und globale Zusammenarbeit. 

Daher steht speziell für Genf besonders viel auf 

dem Spiel, und die Auswirkungen wirken sich auf 

mehreren Ebenen aus, welche sich wechselseitig 

verstärken. 

Der Kanton Genf, sollte die Initiative angenommen 

und der Aufenthalt ausländischer Arbeitskräfte 

eingeschränkt werden, müsste verstärkt auf 

Grenzgänger zurückgreifen. Im ersten Quartal 

2026 waren im Kanton Genf 118.438 Grenzgänger 

beschäftigt, was 28,7% der nationalen Gesamtzahl 

entspricht.14 Der größte Binnengrenzübergang 

des Landes (die Douane de Bardonnex) ist zu Spit-

zenzeiten bereits ausgelastet. Ein Anstieg der täg-

lichen Grenzübertritte würde die Infrastruktur, die 
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bereits an ihre Grenzen stößt, noch weiter belas-

ten. So ist beispielsweise der Léman Express, die 

regionale grenzüberschreitende Bahnverbindung, 

überlastet, da die Nachfrage bei seiner Einführung 

unterschätzt wurde.15 Mit der Beendigung der Per-

sonenfreizügigkeit müssten Grenzkontrollen wie-

der eingeführt werden. Abgesehen von den Kos-

ten für die Wiederherstellung dieser spezifischen 

Infrastruktur würde dies auch zu erhöhtem Ver-

kehrsaufkommen und längeren Wartezeiten beim 

Grenzübertritt führen. Im schlimmsten Fall wür-

den fast zwei Drittel der derzeitigen grenzüber-

schreitenden Arbeitskräfte ihre Arbeitsplätze in 

der Schweiz aufgeben, da es sich für sie aufgrund 

der Staus auf dem Weg zur und von der Arbeit 

nicht mehr lohnen würde, im Land zu arbeiten.16 

Über die logistischen Aspekte hinaus stellt die Ini-

tiative ein strategisches Risiko für Genfs Positio-

nierung als internationaler Innovationsstandort 

dar. Zwischen 2018 und 2024 waren etwa 63% der 

Zuwanderer in die Schweiz zwischen 15 und 39 

Jahre alt17 – eine Bevölkerungsgruppe, die für die 

Einführung neuer Technologien und für Innova-

tion von zentraler Bedeutung ist. Eine Beschrän-

kung der Einwanderung würde den Zustrom inter-

nationaler Talente verringern, welche Genfs Start-

up- und Wissenschaftsökonomie tragen. Zwar hat 

sich das Eidgenössische Departement für auswär-

tige Angelegenheiten ausdrücklich verpflichtet,18 

die Position des „Internationalen Genf“ als Dreh-

scheibe für zukunftsorientierte Governance und 

praxisorientierte Innovation zu festigen, doch 

würde dieses Bestreben mit einer Annahme der 

Initiative auf eine harte Probe gestellt. Derzeit sind 

mehr als 54 Einrichtungen – von UN-Organisatio-

nen über Think Tanks und Stiftungen bis hin zu 

akademischen Institutionen – daran beteiligt, Digi-

tal Governance von Genf aus mitzugestalten:19 

eine Konzentration von Fachwissen, die von der 

anhaltenden Mobilität internationaler Talente ab-

hängt. 

Schließlich stellt sich auch die Frage nach der Ko-

härenz des Rufs. Genfs Legitimität als multilatera-

ler Knotenpunkt beruht zu einem wesentlichen 

Teil auf seiner Verbindung mit den Prinzipien des 

internationalen Schutzes der Menschenrechte, 

des humanitären Völkerrechts und der multilate-

ralen Zusammenarbeit. Eine Initiative, die strenge 

Obergrenzen für die Wohnbevölkerung vorschlägt 

und Einschränkungen bei Asyl und Familienzu-

sammenführung beinhaltet, würde einen Wider-

spruch zu den Werten signalisieren, die Genf inter-

national vertritt. Da die Finanzierungskrise der UN 

bereits eine Reihe von Organisationen dazu veran-

lasst hat, eine Verlagerung von Personal aus Genf 

weg durchzuführen, würden die mit der 10-Millio-

nen Initiative verbundenen weiteren Einschrän-

kungen, Genfs Image und die internationale Posi-

tion der Stadt weiter schwächen. Zwar sind die 

meisten bei den Vereinten Nationen und den 

Ständigen Vertretungen Beschäftigten aufgrund 

ihres diplomatischen Status nicht von der Initiative 

betroffenen, doch bliebe eine Unsicherheit für die 

3.800 internationalen Mitarbeiter der 250 interna-

tionalen Nichtregierungsorganisationen mit Sitz in 

Genf bestehen.20  Dasselbe gilt für die 2.220 mul-

tinationalen Unternehmen, die in Genf ansässig 

sind.21 Zwar liegen keine Statistiken über die Zahl 

der Arbeitnehmer dieser Kategorie aus der EU vor, 

doch wären viele von ihnen von solchen Maßnah-

men betroffen. Einschränkungen für diesen Sek-

tor würden nicht nur die Grundlagen des interna-

tionalen Genfs, sondern auch die Steuereinnah-

men des Kantons und des Bundes untergraben, 

da 37 % der Arbeitsplätze in Genf in diesem Sektor 

angesiedelt sind.22 Die kumulativen Auswirkungen 

auf das Ansehen der Stadt als multilateraler Kno-

tenpunkt sind daher nicht zu unterschätzen. 

 

Wie positionieren sich Bundesrat, 
Parlament, Parteien, Gewerkschaf-
ten, öffentlicher Dienst und Privat-
sektor zur Initiative? 

Der Bundesrat hat in seiner Botschaft zur Initia-

tive23 davor gewarnt, dass eine Aufkündigung der 

Personenfreizügigkeit mit der EU zur Folge hätte, 

dass auch die weiteren und gerade mühsam aus-

gehandelten bilateralen Abkommen, die auch den 

Zugang der Schweiz zum EU-Binnenmarkt sichern; 

sowie die Teilnahme der Schweiz am Schengen-

Grenzkontrollsystem dadurch gefährdet würden. 

In ungewöhnlich scharfem Ton schrieb der Bun-

desrat in seiner Vorlage, dass mit der Initiative Ar-

beitsplätze, Sicherheit und Wohlstand der Schweiz 

aufs Spiel gesetzt würden.  

Justizminister Beat Jans ging in seiner Aufklärungs-

kampagne sogar so weit und warnte vor einer De-

montage des Gesundheitssystems bei einer An-

nahme der Initiative.24 Dies wurde von Seiten der 

SVP heftig kritisiert,25 da Bundesräte vor Abstim-

mungen sachlich, transparent und verhältnismä-

ßig informieren und auch die Gegenpositionen be-

rücksichtigen müssen. Beat Jans, ein Sozialdemo-

https://www.lemanbleu.ch/fr/Actualites/Geneve/Le-Leman-Express-victime-de-son-succes.html
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.admin.ch/fr/newnsb/zG4kVnPQnZpTTLeN2fUYe&ved=2ahUKEwij0KyOot6UAxUogv0HHWo5BzsQFnoECDcQAQ&usg=AOvVaw2JQTJo2cMs3jH8pcumlKQN
https://www.sem.admin.ch/sem/fr/home/publiservice/statistik/auslaenderstatistik/monitor.html
https://www.sem.admin.ch/sem/fr/home/publiservice/statistik/auslaenderstatistik/monitor.html
https://www.eda.admin.ch/en/international-geneva-innovation
https://dig.watch/atlas
https://statistique.ge.ch/tel/publications/2025/informations_statistiques/autres_themes/is_oi_12_2025.pdf
https://statistique.ge.ch/tel/publications/2025/informations_statistiques/autres_themes/is_oi_12_2025.pdf
https://www.fondationpourgeneve.ch/wp-content/uploads/2024/03/Etude-impact-du-secteur-international_FPG_web.pdf
https://www.fondationpourgeneve.ch/wp-content/uploads/2024/03/Etude-impact-du-secteur-international_FPG_web.pdf


 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

Genfer Depesche Juni 2026 5
 5 

krat, kämpft allerdings relativ allein und erhielt le-

diglich von Außenminister Ignazio Cassis Schüt-

zenhilfe.26  

Die bürgerlich konservative Partei Die Mitte war 

die einzige Partei, die die SVP Initiative nicht nur 

ablehnen, sondern mit einem Gegenvorschlag be-

kämpfen wollte.27 Man scheiterte damit aber im 

Parlament. Parteien, die eigentlich die 10-Millio-

nen Initiative ablehnen, fürchteten, mit einem Ge-

genvorschlag Argumente der SVP indirekt zu legi-

timieren.  

Die Vorschläge von Die Mitte zielen vor allem da-

rauf ab, die Probleme der Schweiz, welche ver-

meintlich durch eine Einwanderungsbegrenzung 

adressiert werden sollen, an ihren Wurzeln anzu-

gehen. Die Mitte sieht hier Handlungsbedarf beim 

Wirtschaftswachstum, dem Fachkräftemangel 

und der Infrastruktur. Wirtschaftswachstum soll 

zukünftig nicht nur quantitativ und auf der Grund-

lage der Daten des Bruttosozialproduktes gesteu-

ert werden, sondern auch auf Produktivität und 

Effizienz ausgerichtet werden. Konkret bedeutet 

dies Wirtschaftswachstum in einer alternden Ge-

sellschaft, welches auf neue Technologien, Innova-

tion und effizientere Organisation anstelle von Ar-

beitskräften aus dem Ausland setzt.  

Für einige Abgeordnete der Partei Die Mitte, die in 

ihren konservativen und meist katholischen Kan-

tonen von Seiten der SVP unter Druck stehen, be-

deutete die Ablehnung des Gegenvorschlages im 

Parlament in Konsequenz eine neutrale oder gar 

unterstützende Positionierung in den darauffol-

genden Diskussionen.  

„Wir möchten pro Kopf mehr Wertschöpfung gene-

rieren, damit wir in der Summe weniger Köpfe brau-

chen – und auch weniger Platz in unserem kleinen 

Land.“28 

Dichtestress ist ein Argument für die 10-Millionen 

Initiative, welches sich sowohl auf den Mangel an 

bezahlbaren Wohnraum in den Ballungsgebieten 

und größeren Städten wie auch auf der Straße und 

Schiene bezieht. Die Mitte fordert nicht nur 

schnellere Bauplanungsprozesse, um dem Bedarf 

von jährlich 40.000 zusätzlichen Wohnungen ent-

gegenkommen zu können, sondern auch die Kop-

pelung an flexiblere Rahmenbedingungen für 

Wirtschaft und Arbeitsmarkt. Die Schaffung von 

Arbeitsplätzen auf dem Land, Förderung von Re-

mote-Arbeitsplätzen und Homeoffice-Zeiten sol-

len hier Entlastungen auf dem Wohnmarkt wie 

auch für die Verkehrsinfrastruktur bringen.  

Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse un-

terstützt die Nein-Kampagne mit über 4 Millionen 

Franken und hat sich dezidiert dagegen ausge-

sprochen.29  

Für den Schweizer Gewerkschaftsbund30 ist die 

Personenfreizügigkeit in Verbindung mit dem 

Lohnschutz das beste Migrationsmanagementsys-

tem, da ein großer Vorteil der Personenfreizügig-

keit sei, dass die Einwanderung mit den Qualifika-

tionsanforderungen der Stellen relativ gut über-

einstimme.  

Die Polarisierung der Gesellschaft dokumentiert 

sich in der Positionierung der Gewerbever-

bände.31 Während der Bundesverband der Ge-

werbetreibenden mit Verweis auf den bereits be-

stehenden Fachkräftemangel die 10-Millionen Ini-

tiative ablehnt, gehören vor allem die von SVP-na-

hen Vorsitzenden geführten kantonalen Gewerbe-

verbände zu den Befürwortern. Letztere zitieren 

primär Dichtestress und die Notwendigkeit, den 

Fachkräftemangel durch die Ausbildung von 

Schweizern beheben zu müssen, als Gründe für 

ihre Unterstützung.  

 

Jüngste Umfragen und Prognosen 

Normalerweise verlieren Volksinitiativen in der 

Schweiz an Unterstützung, je näher die Abstim-

mung rückt. Nicht so bei der 10-Millionen Initia-

tive, die mit dem Verweis auf „ein Zeichen setzen“ 

in den vergangenen Monaten in den Meinungs-

umfragen weitere Unterstützung in der Bevölke-

rung fand. Zwar wurden die Umfragewerte vom 

April 2026, wo 52% der Befragten beabsichtigten 

die Initiative anzunehmen, im Mai und Juni 2026 

nicht mehr so bestätigt.32 Aber die sich auch darin 

dokumentierende Volatilität der Wähler lässt das 

Ergebnis des Urnengangs vom 14. Juni relativ of-

fen.  

Zeitpunkt 

der Um-

frage 

Pro Con-

tra 

Nicht 

sicher 

Ergebnis der 

Initiative 

Anfang 

Juni 2026 

45% 52% 3% Ablehnung 

Ende Mai 

2026 

51% 43% 6% Ablehnung 

Mitte Mai 

2026 

47% 47% 6% Pattsituation 
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Anfang 

Mai 2026 

46% 47% ≈7% Fast Pattsitua-

tion 

Ende Ap-

ril 2026 

52% 46% 2% Zustimmung 

 

In den Meinungsumfragen dokumentierte sich 

durchgängig die außerordentliche Geschlossen-

heit der SVP bei diesem Thema. 96% der SVP-Basis 

stehen hinter der Initiative. Die Demoskopie doku-

mentiert auch die Spaltung der bürgerlichen Mitte 

bei diesem Thema. Obgleich die FDP-Parteifüh-

rung eine klare Nein-Kampagne anführte, befür-

wortet nahezu die Hälfte der Basis eine Zuwande-

rungsbegrenzung.  

Auch das klare Nein von Die Mitte, verhinderte bis-

lang nicht, dass auch die Hälfte der Basis dieser 

Partei der Initiative positiv gegensteht.  

Die Trends in den Prognosen dokumentieren vor 

allem, dass dort, wo die Parteien intensiv Aufklä-

rungsarbeit zu den negativen Folgen der Initiative 

betrieben, ihre Argumente auch auf die Positionie-

rung der Anhänger Einfluss hatten. Somit werden 

sich in der Abstimmung am 14. Juni auch die Mo-

bilisierungs- und Kommunikationskapazitäten der 

Parteien zu ihren Anhängern reflektieren.  

Experten sehen in den unklaren Formulierungen 

der Initiative einen Vorteil für die Befürworter. 

Denn sollten die Wähler nicht davon ausgehen, 

dass es zu negativen Konsequenzen für Wirtschaft 

und Gesellschaft kommen könnte, besteht eher 

die Wahrscheinlichkeit einer Ja-Stimme.  

Denn man will schließlich nur ein Zeichen setzen…. 
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